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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Jugendarbeitsschutz 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Liehr, Schmidt 
(Kempten) und der Fraktionen der SPD, FDP 
— Drucksache VI/986 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


1. Welche besonderen Erfahrungen wurden bei der Durchführung 
des seit einem Jahrzehnt geltenden Gesetzes zum Schutze der 
arbeitenden Jugend gemacht? 

Bei der Durchführung des Jugendarbeitsschutzgesetzes hat sich 
gezeigt, daß dieses Gesetz noch nicht allgemein genügend be- 
achtet wird. Die Aufsichtsbehörden der Länder haben im Jahre 
1967 46 389 und im Jahre 1968 50 898 Verstöße gegen das Ju- 
gendarbeitsschutzgesetz festgestellt. Am häufigsten wurde ge- 
gen die Vorschriften über die ärztliche Nachuntersuchung und 
über die Arbeitszeit verstoßen. Anlaß zu Beanstandungen die- 
ser Art gaben nach den Jahresberichten der Gewerbeaufsicht 
vor allem Mittel- und Kleinbetriebe. 


2. Hält es die Bundesregierung auf Grund ihrer Erfahrungen für 
erforderlich, erneut darauf hinzuwirken, daß die Vorschriften 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes, insbesondere über die ärztliche 
Nachuntersuchung Jugendlicher, über die Arbeitszeit und über 
Beschäftigungsverbote besser als bisher eingehalten werden? 


Die Bundesregierung hat sich wiederholt für eine bessere Ein- 
haltung der Bestimmungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
eingesetzt. So hat sie u. a. die Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände gebeten, zu einer strengeren Beachtung 
insbesondere der Vorschriften über die ärztliche Nachunter- 
suchung beizutragen. Sie wird die Kleine Anfrage zum Anlaß 
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nehmen, erneut auf eine bessere Einhaltung der Vorschriften 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes hinzuwirken. Insbesondere 
wird sie Wege zur Lösung dieses Problems mit den Herren 
Arbeitsministern und Senatoren für Arbeit der Länder erörtern, 
die für die Aufsicht über die Durchführung des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes zuständig sind. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, die zur Zeit geltenden Beschäf- 
tigungsverbote und Beschränkungen für Jugendliche zu über- 
prüfen und sie den modernen arbeitsmedizinischen Erkennt- 
nissen sowie der fortschreitenden technischen Entwicklung an- 
zupassen? 


Die Bundesregierung hat die Überprüfung der Beschäftigungs- 
verbote und -beschränkungen für Jugendliche bereits einge- 
leitet, und zwar im Rahmen des Entwurfs einer Verordnung 
über gefährliche Arbeitsstoffe und im Rahmen des Entwurfs 
einer Verordnung über den Schutz vor Schäden durch Röntgen- 
strahlen. Sie hat ferner die Träger der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung gebeten, die zahlreichen Beschäftigungsverbote und 
-beschränkungen für Jugendliche in Unfallverhütungsvorschrif- 
ten zu überprüfen und sie den Anforderungen des modernen 
Jugendarbeitsschutzes anzupassen. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, in Zusammenarbeit mit den 
Landesregierungen und gegebenenfalls mit der Ständigen Kon- 
ferenz der Kultusminister dafür zu sorgen, daß mehr als bisher 
alle in das Berufsleben eintretende Jugendliche über die Bestim- 
mungen des Jugendarbeitsschutzes wirkungsvoll informiert 
werden? 


Die Bundesregierung ist bereit, Gespräche mit den Landes- 
regierungen und der Ständigen Konferenz der Kultusminister 
der Länder mit dem Ziel aufzunehmen, die Voraussetzungen für 
eine wirkungsvollere Information der in das Berufsleben ein- 
tretenden Jugendlichen über das Jugendarbeitsschutzgesetz zu 
schaffen. 


5. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß als Folge der Ein- 
führung des 9. Schuljahres die Mindestaltersgrenzen beim Ver- 
bot der Kinderarbeit von zur Zeit 14 Jahren auf 15 Jahre herauf- 
gesetzt werden sollten? 

Beim Erlaß des Jugendarbeitsschutzgesetzes im Jahre 1960 
endete die Volksschulpflicht in den meisten Ländern der Bun- 
desrepublik Deutschland mit dem 14. Lebensjahr. Die Alters- 
grenze für das Verbot der Kinderarbeit wurde daher in § 2 
Abs. 1 Nr. 2 des Jugendarbeitsschutzgesetzes auf das vollendete 
14. Lebensjahr festgesetzt. Nach Einführung des neunten Schul- 
jahres endet die Volksschulpflicht, abgesehen von der durch 
die Kurzschuljahre 1965/66 bedingten Übergangszeit, in der 
Regel mit dem 15. Lebensjahr. Die Altersgrenze für das Verbot 
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der Kinderarbeit in § 2 Abs. 1 Nr. 2 des Jugendarbeitsschutz- 
gesetzes sollte dieser Entwicklung entsprechend auch nach Auf- 
fassung der Bundesregierung auf das vollendete 15. Lebensjahr 
festgesetzt werden. Dies entspräche auch Artikel 7 Abs. 1 der 
Europäischen Sozialcharta und Ziffer 3 der Empfehlung Nr. 
67/125 der Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft vom 31. Januar 1967. Die Bundesregierung wird eine 
entsprechende Gesetzesänderung vorbereiten. 


6. Wenn ja, hält es die Bundesregierung für erforderlich, die 
unterschiedliche Behandlung der jugendlichen Arbeitnehmer, 
insbesondere die unterschiedlichen Arbeitszeitgrenzen für 
jugendliche Arbeitnehmer bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 
und bis zum vollendeten 18. Lebensjahr, im Rahmen des Ge- 
setzes zum Schutze der arbeitenden Jugend zu beseitigen? 


Jugendliche unter 16 Jahren werden gegenüber Jugendlichen 
über 16 Jahre in den Vorschriften über die Arbeitszeit, die 
Nachtruhe, den Frühschluß vor Sonntagen, die Sonntagsruhe 
und die Beschäftigungsverbote unterschiedlich behandelt. Ju- 
gendliche unter 16 Jahren genießen nach diesen Vorschriften 
einen stärkeren Schutz als Jugendliche über 16 Jahre. Die Frage, 
ob diese unterschiedliche Behandlung nach einer Heraufset- 
zung des Mindestalters für die Zulassung zur Beschäftigung von 
14 Jahren auf 15 Jahre noch zweckmäßig ist, läßt sich nicht 
generell beantworten, weil diese Vorschriften für den Schutz 
der Jugendlichen ein unterschiedliches Gewicht haben. Die Bun- 
desregierung ist bereit, diese Frage bei jeder in Betracht kom- 
menden Vorschrift zu prüfen. 


7. Ist die Bundesregierung bereit, jugendlichen Arbeitnehmern in 
gleicher Weise wie den erwachsenen Arbeitnehmern ohne ein- 
schränkende Wartezeiten den gesetzlichen Urlaubsanspruch zu 
gewähren und die Möglichkeiten einer Verlängerung des Min- 
desturlaubs zu überprüfen? 

Ein Jugendlicher, der seine Berufstätigkeit am 1. Oktober oder 
später aufnimmt, hat nach § 19 Abs. 1 des Jugendarbeitsschutz- 
gesetzes in diesem Jahr keinen Anspruch auf Urlaub, auch nicht 
einen Anspruch auf anteiligen Urlaub. Demgegenüber kann ein 
erwachsener Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhältnis am 1. Ok- 
tober oder später beginnt — vorbehaltlich anderweitiger tarif- 
licher Regelung — , wenigstens einen anteiligen Urlaub von je 
einem Zwölftel des Jahresurlaubs für jeden vollen Monat des 
Bestehens des Arbeitsverhältnisses nach § 5 des Bundesurlaubs- 
gesetzes beanspruchen. Die Bundesregierung ist bereit, eine 
Gesetzesänderung zur Beseitigung dieser Schlechterstellung der 
Jugendlichen vorzubereiten und dabei auch Möglichkeiten 
einer Verlängerung des Mindesturlaubs der Jugendlichen zu 
prüfen. 


Walter Arendt 
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